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Der neue Luftreinhalteplan für Berlin
Luftreinhaltung ist kein neues The-
ma für Berlin und die Fuhrgewer-
be-Innung. Seit den 80er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts 
begleitet die Innung die Initiativen 
des Berliner Senats in diesem Seg-
ment mit dem nötigen Verständnis, 
aber auch mit der gebotenen Kritik 
im Interesse ihrer Mitgliedsunter-
nehmen und des gesamten Gewer-
bes. 

Für die Luftqualität der Hauptstadt 
waren in den Jahrzehnten – insbe-
sondere seit Anfang der 90er Jahre – 
deutliche Verbesserungen erzielbar, 
mit Einführung der ersten Umwelt-
zone in Deutschland im Jahr 2008 
wurde hierbei ein weiterer wichtiger 
Schritt vollzogen. Das ist die eine 
Seite. Auf der anderen Seite wurde 
das nur möglich durch erhebliche In-
vestitionen der Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft, aber auch der 
Bürger, die durch Modernisierung von 
Fahrzeugen, Anlagen und Maschinen 
diese Erfolge erst möglich machten. 
Das sollte bei allen Diskussionen um 
die Weiterentwicklung von Grenz-
werten, Plänen, Konzepten und poli-
tischen Programmen gebührend be-
rücksichtigt werden.

Mit dem im Sommer 2019 vom Senat 
beschlossenen fortgeschriebenen 
Luftreinhalteplan wird nunmehr der 
nächste Schritt getan. Auch dieser 
wird nicht ohne Konsequenzen für 
die Berliner und Brandenburger – Un-
ternehmen wie Bürger – bleiben. Der 
nachstehende Beitrag skizziert einige 
Eckpunkte.

Mit dem Luftreinhalteplan 2005-2010 
und dem Luftreinhalteplan 2011-2017 
wurden bereits eine Vielzahl an Maß-
nahmen umgesetzt, die erfolgreich 
zur Verbesserung der Luftqualität 
beigetragen haben. So entlastet bei-
spielsweise die Umweltzone deutlich 
die Hauptverkehrsstraßen, die um-
fangreiche Nachrüstung und Moder-
nisierung bei LKW und Bussen re-
duzierte Partikel und Stickoxide und 
ÖPNV und Radverkehr verzeichnen 
Zuwächse in der individuellen Mobi-
lität.

Dennoch wird der europaweit ver-
bindliche Grenzwert für Stickstoffdi-
oxid (NO2) in Berlin immer noch an 
verschiedenen Straßen überschrit-
ten. Auch bei Feinstaub (PM10) be-
steht noch die Gefahr einer Über-
schreitung des Kurzzeitgrenzwertes 
bei ungünstigen meteorologischen 
Bedingungen.

Das Land Berlin war daher verpflich-
tet, den Luftreinhalteplan für Berlin so 
fortzuschreiben, dass eine schnellst-
mögliche Einhaltung der Luftquali-
tätsgrenzwerte erreicht wird.

Im Luftreinhalteplan 2011 bis 2017 
ließen die Prognosen – basierend auf 
dem Wissensstand von 2010 – noch 
eine Einhaltung der Luftqualitäts-
grenzwerte spätestens für das Jahr 
2020 erwarten. Doch trotz schrittwei-
ser Verschärfung der Europäischen 
Abgasgrenzwerte für Diesel-Fahr-
zeuge stagnierten die an Straßen 
gemessenen NO2-Jahresmittelwerte 
auf einem relativ hohen Niveau. 
Überarbeitete Emissionsfaktoren für 
Stickoxide, die 2014 unter anderem 
vom Umweltbundesamt veröffentlicht 
wurden, zeigten schon damals einen 
Anstieg der Stickoxidemissionen von 
Diesel-Pkw der Abgasnorm Euro 5 
gegenüber den Annahmen von 2010, 
erklärten aber nur einen Teil der wei-
terhin hohen Messwerte. Erst die Auf-
deckung der Abgasmanipulationen 
im September 2015 und die darauf-
folgenden umfangreichen Abgasmes-
sungen an Diesel-Pkw machten das 
Ausmaß der Überschreitung der Ab-
gasgrenzwerte im realen Straßenver-
kehr deutlich.

Schon die neuen Erkenntnisse aus 
dem Jahr 2014 führten in Berlin zu 
der Entscheidung, dass eine Fort-
schreibung des Luftreinhalteplans 
notwendig sein würde. Als erstes 
wurde dafür im Jahr 2015 das Emis-
sionskataster, eine Bilanzierung des 
jährlichen Schadstoffausstoßes, für 
alle Quellen außer dem Straßenver-
kehr, vollständig neu berechnet. Im 
Jahr 2016 sollte nach Abschluss der 
Straßenverkehrszählung des Jahres 
2015 das Emissionskataster für den 
Straßenverkehr folgen. Da jedoch 
aufgrund des Abgasskandals neue 

Emissionsfaktoren für den Straßen-
verkehr angekündigt waren, wurden 
die Berechnungen verschoben.

Denn Ziel war es, die Auswirkungen 
der erhöhten Stickoxidemissionen 
von Diesel-Pkw möglichst vollstän-
dig zu berücksichtigen. Die erforder-
liche Datenbasis, das Handbuch für 
Emissionen in der Version 3.3, lag 
schließlich im April 2017 vor und er-
forderte erhebliche Anpassungen 
des Berechnungsmodells durch die 
erstmalige Berücksichtigung der 
Temperaturabhängigkeit der Stick-
oxidemissionen. Die damit berechne-
ten Prognosen ergaben auch für das 
Jahr 2020 an einigen Straßen immer 
noch erhebliche Überschreitungen 
des NO2-Grenzwertes von bis zu 20 
Mikrogramm pro Kubikmeter. Da eine 
schnelle Einhaltung bei derartigen 
Überschreitungen mit Maßnahmen 
wie der Flottenerneuerung, Busnach-
rüstung oder Verstetigung des Ver-
kehrsflusses aussichtslos ist, wurden 
als erstes Maßnahmenszenario ver-
schiedene Varianten von Dieselfahr-
verboten berechnet. Von Ende 2017 
bis Mitte 2018 fanden auf Einladung 
des Regierenden Bürgermeisters drei 
Mobilitätsgespräche statt – allerdings 
ohne Beteiligung der Fuhrgewerbe-
Innung. Ziel war es, Maßnahmen zur 
Minderung der NO2-Belastung zu ini-
tiieren, um Fahrverbote zu vermeiden 
oder wenigstens auf ein Minimum zu 
reduzieren. Zu diesen Maßnahmen 
gehören weitere Nachrüstungen bei 
BVG-Bussen und ein Förderpro-
gramm für Elektromobilität im Wirt-
schaftsverkehr.

In der Zwischenzeit hatte die Deut-
sche Umwelthilfe (DUH) eine Kla-
gewelle gegen zahlreiche deutsche 
Städte, in denen seit 2010 Jahr für 
Jahr NO2-Luftqualitätsgrenzwerte 
überschritten wurden, gestartet. 
Hiervon war auch Berlin betroffen 
und wurde 2016 von der DUH ver-
klagt. Mit dem Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 27. Februar 
2018 zur Sprungrevision der Länder 
Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg wurde abschließend 
Rechtsicherheit zur Frage von Die-
selfahrverboten geschaffen. Erst auf 
der Grundlage dieses Urteils wurde 

Vorbemerkungen
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am 9. Oktober 2018 die Klage gegen 
das Land Berlin vom Verwaltungsge-
richt Berlin entschieden und Berlin zu 
Fahrverboten auf Straßenabschnit-
ten mit hohen Überschreitungen des 
NO2-Immissionsgrenzwertes verur-
teilt. Zur Berücksichtigung der An-
forderungen aus dem Urteil wurden 
zahlreiche neue Modellrechnungen 
durchgeführt. Nur so konnten für alle 
Straßen mit Grenzwertüberschreitun-
gen die erforderlichen Maßnahmen 
zur schnellstmöglichen Einhaltung 
des NO2-Immissionsgrenzwertes zu-
sammengestellt und ihre Wirkung be-
urteilt werden.

Alle erforderlichen Maßnahmen sind 
in der nun beschlossenen 2. Fort-
schreibung des Luftreinhalteplans 
konkret beschrieben. Mit ihrer Umset-
zung kann nach Einschätzung der zu-
ständigen Senatsumweltverwaltung 
eine nachhaltige Luftverbesserung in 
Berlin und eine schnelle Einhaltung 
der Luftqualitätsgrenzwerte erreicht 
werden.

Der Luftreinhalteplan ist das strate-
gische Instrument, um schnellstmög-
lich die gesetzlich festgelegten Im-
missionsgrenzwerte (siehe Tabelle) 
einzuhalten. Er behandelt daher nur 
Schadstoff e, deren Grenzwerte in 
Berlin überschritten werden oder für 
die die Gefahr einer Grenzwertüber-
schreitung besteht. Dies sind in Ber-
lin Stickstoff dioxid (NO2) und Partikel 
PM10.

Für andere Stoff e wie Schwefeldioxid, 
Kohlenmonoxid oder Schwermetalle 
im Feinstaub werden die Grenzwerte 
weit unterschritten. Sie werden da-
her nicht im Luftreinhalteplan behan-
delt. Auch Kohlendioxid (CO2) wird 
nicht im Luftreinhalteplan betrachtet. 
Dieses Gas gilt als ein wesentlicher 
Verursacher der Klimaerwärmung, 
aber es hat in den heutigen und auch 
künftig zu erwartenden Konzentratio-
nen in der Atmosphäre keine direkten 
schädlichen Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit.

Die Grenzwerte und die dazugehöri-
gen Einhaltungsfristen für die Schad-

stoff e, die für die Luftreinhalteplanung 
in Berlin aufgrund von Überschreitun-
gen relevant sind, zeigt die Tabelle. 
Die Einhaltungsfristen konnten unter 
bestimmten Bedingungen für Partikel 
PM10 von 2005 auf 2010 und für NO2 
von 2010 auf 2015 verlängert werden.

Die Einhaltung dieser Grenzwerte 
muss prioritär an mutmaßlichen Be-
lastungsschwerpunkten gemessen 
und beurteilt werden, wo „(…) die 
höchsten Konzentrationen auftreten, 
denen die Bevölkerung wahrschein-
lich direkt oder indirekt über einen 
Zeitraum ausgesetzt sein wird, der im 
Vergleich zum Mittelungszeitraum der 
betreff enden Grenzwerte signifi kant 
ist“, so heißt es in der Richtlinie. Im 
Fokus stehen also die Stellen mit der 
zu erwartenden Maximalbelastung, 
wo Menschen nicht nur kurz, sondern 
typischerweise und wiederholt expo-
niert sind. Das kann ein nächstgele-
genes Wohngebiet am Rande von 
stark emittierenden Industrieanlagen 
oder potenziell jede stark befahrene 
städtische Hauptverkehrsstraße sein, 
an der sich Wohnhäuser, Schulen, 
Krankenhäuser und ähnliche Einrich-
tungen befi nden.
In vielen europäischen Städten und 

in fast allen deutschen Großstädten 
kommt es zu Grenzwertüberschrei-
tungen. Es hat sich daher eine um-
fangreiche Rechtsprechung sowohl 
auf nationaler als auch auf europäi-
scher Ebene entwickelt, die im Rah-
men der Luftreinhalteplanung zu be-

rücksichtigen ist. Am 9. Oktober 2018 
wurde vom Berliner Verwaltungsge-
richt über die Klage der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) gegen das Land 
Berlin entschieden (VG 10 K 207.16). 

Die Forderung der DUH nach einem 
Fahrverbot für Dieselfahrzeuge bis 
einschließlich Euro 5 und Otto-Fahr-
zeuge bis einschließlich Euro 2 in 
der gesamten Umweltzone hat das 
Gericht als unverhältnismäßig abge-
lehnt. 

Es fordert jedoch die Anordnung von 
Fahrverboten für einige hochbelas-
tete Straßenabschnitte mit einer Ge-
samtlänge von insgesamt etwa ei-
nem Kilometer sowie die Prüfung von 
Maßnahmen zur schnellstmöglichen 
Einhaltung für weitere 14 Straßenki-
lometer, wobei auch Fahrverbote in 
Betracht zu ziehen sind. 

Damit fordert das Gericht, nicht nur 
diejenigen Straßenabschnitte zu be-
rücksichtigen, für die in der Prognose 
für das Jahr 2020 ein NO2-Jahresmit-
telwert über dem Grenzwert von 40 
Mikrogramm pro Kubikmeter berech-
net wurde, sondern wegen der Prog-
noseunsicherheit den Berechnungs-
ergebnissen einen Zuschlag von 10 
Prozent bezogen auf den Grenzwert, 
das heißt einen Zuschlag von 4 Mi-
krogramm pro Kubikmeter hinzuzu-
zählen. Daher müssen alle Straßen-
abschnitte mit einem prognostizierten 
Jahresmittelwert ab 36 Mikrogramm 
pro Kubikmeter NO2 in die Luftrein-
halteplanung einbezogen werden.
Gemäß § 47 Abs. 5 und Abs. 5a BIm-

Welche Stoff e werden im Luft-
reinhalteplan behandelt?

  Abb.: Immissionsgrenzwerte für ausgewählte Luftschadstoff e, fett: diese Immissionsgrenz-
  werte werden überschritten oder es besteht die Gefahr einer Überschreitung 
  (Quelle SenUVK Berlin)

Anforderungen aus der 
Rechtsprechung
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SchG ist die Öff entlichkeit bei der 
Aufstellung von Luftreinhalteplänen in 
geeigneter Weise zu beteiligen. Hier-
zu sind die Pläne in geeigneter Weise 
der Öff entlichkeit zugänglich zu ma-
chen. Es sind die Anforderungen des 
Gesetzes über die Öff entlichkeitsbe-
teiligung in Umweltangelegenheiten 
nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG 
(Öff entlichkeitsbeteiligungsgesetz) zu 
beachten. Die öff entliche Auslegung 
erfolgte vom 15. April bis 17. Mai 
2019, die Frist für eine schriftliche 
Stellungnahme endete am 31. Mai 
2019.

Gemeinsam mit anderen Verbänden, 
IHK und Handwerkskammer hat die 
Fuhrgewerbe-Innung eine umfangrei-
che Stellungnahme abgegeben, die 
sich mit dem vorgesehenen Luftrein-
halteplan kritisch auseinandersetzt.

Neben den bislang dargestellten In-

halten enthält der Luftreinhalteplan 
zahlreiche allgemeine und konkrete 
Ausgangsinformationen zu Bevölke-
rung, Verkehrsgeschehen, Witterung 
und Klima, Flächennutzung, Stadt-
struktur, Baugeschehen und mehr, 
auf die hier nicht eingegangenen wer-
den soll. Lediglich einige Aspekte des 
Straßenverkehrs seien hier erwähnt:

Von großer Bedeutung für die Luft-
reinhalteplanung ist die Entwicklung 
des motorisierten Straßenverkehrs, 
weil hohe Luftbelastungen überwie-
gend an Hauptverkehrsstraßen auf-
treten und zu einem erheblichen Teil 
vom Schadstoff ausstoß des Kfz-Ver-
kehrs verursacht werden. Ein Rück-
gang der Fahrleistungen im Straßen-
verkehr bedeutet daher auch einen 
Rückgang der entsprechenden Emis-
sionen.

Wie langjährige Auswertungen an 36 
ausgewählten automatischen Zähl-
stellen seit 2002 in Abbildung 2.3 zei-
gen, ging bis 2017 der Kfz-Verkehr 
(Summe aller Fahrzeuge) an diesen 
Zählstellen gegenüber 2002 im Mittel 
um 13 bis 16 Prozent zurück. Ähnli-

ches ergibt sich auch aus der offi  zi-
ellen Netzzählung für das gesamte 
Hauptverkehrsstraßennetz mit Rück-
gängen von 8 bis 10 Prozent. Bei der 
Betrachtung einzelner Straßenzüge 
ergeben sich jedoch Unterschiede. 
So ging der Verkehr in der Inneren 
Stadt überwiegend zurück, während 
besonders einige radiale Hauptver-
kehrsstraßen und Autobahnabschnit-
te auch Zuwächse beim Verkehrs-
aufkommen zeigten. Die Einführung 
der Umweltzone hat allerdings nicht 
zu einer Verdrängung von Verkehren 
in Gebiete außerhalb der Umweltzo-
ne geführt, denn die in der Abbildung 
dargestellten Abnahmen fi nden sich 
innerhalb und außerhalb in vergleich-
barem Maße.

Der Lkw-Verkehr zeigt im langjähri-
gen Verlauf stärkere Schwankungen. 
Nach einer Abnahme bis 2010 ist in 
den letzten Jahren ein steigender 
Trend zu erkennen. Hierzu tragen so-
wohl die Zuwächse im Lieferverkehr 
durch den Online-Handel als auch die 
positive wirtschaftliche Entwicklung 
Berlins bei.
Der Rückgang beim Pkw-Verkehr 

geht einher mit einer Zunahme des 
ÖPNV sowie des Rad- und Fußver-
kehrs. So stieg zwischen 2010 und 
2016 die Verkehrsleistung aller Ver-
kehrsmittel des ÖPNV im Mittel um 

26,9 Prozent von 8.766 Millionen 
Personenkilometer auf 10.642 Mil-
lionen Personenkilometer. Die Zahl 
der Fahrgäste wuchs im gleichen 
Zeitraum von rund 1,74 Milliarden auf 
über 2 Milliarden Fahrgastfahrten an. 
Damit stößt der ÖPNV besonders in 
den Hauptverkehrszeiten zunehmend 
an seine Kapazitätsgrenzen.

Die Motorisierung in Berlin liegt mit 
circa 33.019 Pkw pro 1.000 Einwoh-
ner weiterhin auf einem niedrigen 
Niveau. Dabei besteht ein deutliches 
Gefälle zwischen der Inneren Stadt 
(teilweise unter 200 Kfz pro 1.000 
Einwohner) und den äußeren Stadt-
gebieten (teilweise über 500 Kfz pro 
1.000 Einwohner). Im Mittel verfügen 
circa 60 Prozent der Berliner Haus-
halte über einen Pkw.

Durch die nachholende Wohn- und 
Wirtschaftssuburbanisierung hat sich 
seit den 1990er Jahren der funktio-
nale Verfl echtungsbedarf zwischen 
Berlin und Brandenburg weiter ver-
größert. Die enge wirtschaftliche Ver-
fl echtung der Länder drückt sich auch 
in der zunehmenden Zahl der Be-

rufspendler aus. Das Bevölkerungs-
wachstum in Berlin hat zu hohen 
Mieten und hohen Preisen für den 
Erwerb von Wohneigentum geführt. 
Es ist daher eine Wanderungsbewe-

Öff entlichkeitsbeteiligung

Inhalt des Luftreinhalteplans

  Abb.: Relative Veränderung der Verkehrsmengen von 2002 bis 2017 an 36 ausgewählten 
  Dauerzählstellen für den gesamten Kfz-Verkehr (Pkw + Lkw/Busse) und den Lkw/Bus-Verkehr 
  (Quelle: SenUVK Berlin)
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gung ins nähere und weitere Berliner 
Umland zu beobachten, die zu einem 
Anstieg des Stadt-Umland-Verkehrs 
geführt hat.

Im Jahr 2009 betrug die Zahl der Ein-
pendler pro Werktag circa 260.000, 
im Jahr 2016 295.000. Bis zum Jahr 
2018 stieg die Zahl der sozialversi-
cherungspfl ichtigen Beschäftigten, 
die nach Berlin einpendeln, bereits 
auf 321.000 pro Werktag. Auch die 
Zahl der Auspendler steigt, denn nicht 
nur Wohnfl ächen, sondern auch ge-
werbliche Flächen werden in Berlin 
teurer. Zugleich werden in den Um-
landgemeinden weitere Gewerbege-
biete ausgewiesen.

Die Zahl der Auspendler stieg von 
etwa 137.000 im Jahr 2009 auf 
174.000 Berufstätige im Jahr 2016 
und auf 186.000 im Jahr 2018.
Die wichtigste Grundlage jeder Luft-

reinhalteplanung ist eine möglichst 
vollständige zeitliche und räumliche 
Bestandsaufnahme der Situation der 
Luftbelastung in Bezug auf die Immis-
sionsgrenzwerte. Die Europäische 
Luftqualitätsrichtlinie 2008/50/EG 
beziehungsweise die 39. BImSchV 
sehen dazu die folgenden Möglich-
keiten vor:

kontinuierliche, zeitlich hoch aufgelös-
te Messungen der Luftqualität: In 
allen Gebieten und Ballungsräu-
men, in denen die Luftbelastung 
die Grenzwerte zu überschreiten 
droht, muss eine Mindestanzahl 
von Messstellen pro Einwohner, 
insbesondere in Bereichen der 
mutmaßlich höchsten Expositi-
on der Bevölkerung, eingerichtet 
werden. Demnach sind in Berlin 
jeweils mindestens sieben Mess-
stellen für Partikel PM10 und 
Stickstoff dioxid sowie mindes-
tens drei Messstellen für Partikel 
PM 2,5 einzurichten.

Messungen mit vereinfachten 
Verfahren, wie zum Beispiel Pas-
sivsammler für Stickstoff dioxid 
(NO2) sowie zeitlich repräsentati-
ve Stichprobenmessungen,
die Anwendung von Ausbrei-

tungsmodellen.

Für die Beurteilung der Luftquali-
tät betreibt die Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz ein 
umfangreiches Messnetz, das Berli-
ner Luftgütemessnetz (BLUME). Die-
ses existiert seit dem Jahr 1975. Mit 
seinem Aufbau wurde direkt nach Er-
lass des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (1974) begonnen. Aktuell 
besteht das BLUME aus 16 ortsfes-
ten Messstationen, von denen sechs 
an stark befahrenen Straßen, fünf im 
innerstädtischen Hintergrund (Wohn- 
und Gewerbegebieten) und fünf am 
Stadtrand oder im Waldbereich lie-
gen. Automatische Messungen wer-
den mit den vorgeschriebenen Ver-
fahren durchgeführt für Stickoxide 
(NO und NO2), Ozon (O3), Partikel 
(PM10 und PM2,5), Ruß, Benzol, 
Kohlenmonoxid (CO) sowie Schwe-
feldioxid (SO2). Weiterhin werden in 
PM10-Proben im Labor routinemäßig 
die Schwermetalle Blei (Pb), Cadmi-
um (Cd), Arsen (As) und Nickel (Ni) 
und von der polyzyklischer aromati-
scher Kohlenwasserstoff  Benzo[a]-
pyren (BaP) bestimmt. Die Standorte 
der Messcontainer und die Zahl der 
Messreihen für die zu überwachen-
den Schadstoff e werden fortlaufend 
überprüft und an veränderte Gege-
benheiten angepasst. Zusätzlich ver-
fügt das Berliner Luftgütemessnetz 
über einen Messbus für den mobilen 
Einsatz.
Das BLUME wird bereits seit Ende 

der 1990er-Jahre durch ein zweites 
Messnetz mit circa 30 Messpunkten 
ergänzt. Damit wird schwerpunktmä-
ßig die Belastung in Hauptverkehrs-
straßen abgebildet, in denen aus 
Platzgründen kein Messcontainer 
betrieben werden kann. Hier werden 
kleine Probenahmegeräte, die so 
genannten Ruß- und Benzol- Immis-
sions-Sammler (RUBIS), sowie Pas-
sivsammler für Stickoxide betrieben.

Besondere Bedeutung für die Maß-
nahmen des jetzt beschlossenen 
Luftreinhalteplans haben die Ergeb-
nisse der Luftqualitätsmessungen für 
Stickstoff dioxid (NO2) und Partikel 
PM10 der Jahre 2010 bis 2017. Für 
NO2 sind Grenzwerte für die Belas-
tung im Jahresmittel (40 µg/cbm) und 
für die Stunde (200 µg/cbm) festge-
legt, die seit 2010 eingehalten wer-
den müssen.

Der Kurzzeitgrenzwert wird in Berlin 
fl ächendeckend sicher eingehalten. 
Dieser auf eine Stunde bezogene 
Grenzwert von 200 µg/cbm darf ma-
ximal 18 Mal im Jahr überschritten 
werden. Zwischen 2011 und 2017 lag 
die Anzahl der Stundenmittelwerte 
über 200 µg/cbm zwischen 1 und 8 
Stunden, wobei die maximalen Werte 
in der Regel am Hardenbergplatz ge-
messen wurden.

Hinsichtlich der Jahresmittelwerte er-

Beurteilung der Luftqualität

a)

b)

c)

  Abb.: BLUME-Messnetz Berlin (Quelle: SenUVK Berlin)
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gibt sich ein klares und räumlich dif-
ferenziertes Bild: In den städtischen 
Wohngebieten und am Stadtrand 
wurde der Grenzwert stets sicher ein-
gehalten. Im Gegensatz dazu ist die 
Belastung an Hauptverkehrsstraßen 
so hoch, dass der Grenzwert für das 
Jahresmittel bis 2017 an allen ver-
kehrsnahen Stationen und in allen 
Jahren überschritten wurde. Im Jahr 
2018 konnte erstmals an einer ver-
kehrsnahen Station, der Frankfurter 
Allee, der Immissionsgrenzwert ein-
gehalten werden. Gemessen wurde 
dort an der Station MC 174 ein Jah-
resmittelwert von 37 µg/cbm.

Für das Jahr 2017 lassen sich die 
NO2-Jahresmittelwerte in Berlin wie 
folgt zusammenfassen:

• am Stadtrand: 12 bis 14 µg/cbm,

• im städtischen Hintergrund: 20 
bis 28 µg/cbm,

• an den kontinuierlich messenden 
verkehrsnahen Stationen: 41 bis 
49 µg/cbm,

• mit Passivsammlern an Stra-
ßen: 40 bis 63 µg/cbm (mit dem 
höchsten Wert an der Leipziger 
Straße zwischen Friedrichstraße 
und Charlottenstraße).

Der Grenzwert von 40 M µg/cbm für 

das PM10-Jahresmittel wurde zuletzt 
im Jahr 2003 an der Frankfurter Allee 
überschritten und konnte seitdem in 
Berlin durchgehend eingehalten wer-
den. 
An einigen Stationen wie zum Beispiel 

der Schildhornstraße im Jahr 2010, 
der Silbersteinstraße im Jahr 2010 
und 2012 oder der Karl-Marx-Straße 
im Jahr 2016 und 2017 wurden er-
höhte Partikelbelastungen beobach-
tet, die auch durch nahe gelegene 
Bauarbeiten beeinfl usst wurden. Die 
Langzeitbetrachtung zeigt, dass die 
Belastung mit PM10 zwar sensibel 
auf Maßnahmen zur Emissionsmin-
derung reagiert, aber die Abhängig-
keit von den meteorologischen Be-
dingungen weiterhin hoch sein kann.
Problematischer als der Jahresgrenz-

wert ist die Einhaltung des Grenz-
werts für das Tagesmittel von 50 µg/
cbm. Dieser Tagesmittelwert darf an 
bis zu 35 Tagen im Jahr überschritten 
werden. 
Auch hier ist eine rückläufi ge Tendenz 

erkennbar. Die jährlichen Schwankun-
gen sind jedoch noch sehr viel aus-
geprägter als beim Jahresmittelwert. 
Dies illustriert eindrucksvoll, dass die 
Anzahl der Überschreitungen des 
Grenzwerts für das Tagesmittel noch 

viel stärker von meteorologischen 
Bedingungen und der Häufi gkeit von 
austauscharmen Hochdruckwetterla-
gen mit südlichen bis östlichen Win-
den abhängt, als die Mittelwerte für 
die einzelnen Kalenderjahre.

Zur Beurteilung der Luftqualität wer-
den die Messungen durch Modell-
rechnungen ergänzt, um von Aussa-
gen für einzelne Bereiche zu einer 
Einschätzung für das gesamte Stadt-
gebiet zu kommen. Als Grundlage für 
die Beurteilung der Ausgangssituati-

on der Luftqualität wurden Verkehrs- 
und Emissionsdaten aus dem Jahr 
2015 verwendet. Dies ist immer noch 
der aktuellste vollständige Datensatz. 
Für Abschnitte im Hauptverkehrsstra-
ßennetz, auf denen bereits Tempo 30 
gilt, wurde für die Bestimmung der 
lokalen NO2-Zusatzbelastung ein 
Minderungseff ekt von 15 Prozent be-
rücksichtigt. Dieser Wert ergab sich 
aus der Auswertung der Entwicklung 
der Luftqualität für den Zeitraum 2003 
bis 2008, der somit drei Jahre vor und 
nach der Einführung von Tempo 30 
umfasste. Für die meteorologischen 
Eingangsdaten wurde das Jahr 2015 
für die Berechnung des Ist-Zustandes 
und für die Prognosen für die Jahre 
2020 und 2025 verwendet.

In der Abbildung auf Seite 11 ist zu-
nächst die modellierte NO2-Kon-
zentrationsverteilung im städtischen 
Hintergrund für das Jahr 2015 darge-
stellt. Die höchsten Konzentrationen 
treten in den innerstädtischen Gebie-
ten auf mit Werten meist zwischen 
22 bis 25 µg/cbm. Hier führt die hohe 
Dichte der Hauptverkehrsstraßen zu 
einer über das ganze Gebiet verteil-
ten höheren Belastung. Höhere Kon-

  Abb.: Entwicklung der NO2-Jahresmittel in µg/cbm an den BLUME-Messstationen und der 
  höchst belasteten Passivsammlerstation (PS) in Berlin zwischen 2010 und 2018
  (Quelle: SenUVK Berlin)

  Abb.: Langjähriger Trend der PM10-Konzentrationen in Berlin (Quelle: SenUVK Berlin)
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zentrationen sind auch im Einfl ussbe-
reich entlang zweier Abschnitte der 
Stadtautobahn A 100 zu erkennen. 
Zum Stadtrand hin fallen die Kon-
zentrationen auf Werte von circa 10 
bis 15 µg/cbm. Zu erkennen ist auch 
der Einfl uss des Flughafens Tegel. 
Im Umfeld des Flughafens führen die 
Stickoxid-Emissionen der Flugzeu-
ge über mehrere Quadratkilometer 
zu höheren NO2-Konzentrationen. 
Bezogen auf die Fläche Berlins liegt 
die Hintergrundkonzentration für NO2 
abseits von stark befahren Straßen 
auf 74 Prozent der Fläche unter 18 
µg/cbm, weitere 17 Prozent der Flä-
che erreichen Werte zwischen 18 und 
22 µg/cbm und nur auf knapp einem 
Prozent der Fläche werden Werte 
zwischen 25 und 36 µg/cbm (5 Quad-
ratkilometer mit 25 bis 27 µg/cbm und 
2 Quadratkilometer mit 33 bis 35 µg/
cbm) erreicht.

Die NO2-Konzentrationen an Haupt-

verkehrsstraßen, die sich aus der 
Summe der städtischen Hintergrund-
belastung und der Zusatzbelastung 
durch den lokalen Verkehr ergeben, 
sind in der nächsten Abbildung  dar-
gestellt. An den rot oder blau einge-
färbten Straßenabschnitten wird der 
Jahresgrenzwert von 40 Mikrogramm 
pro Kubikmeter überschritten. Dies 
gilt für 411 Abschnitte mit einer Ge-
samtlänge von etwa 60 Kilometer. 
Fünf Abschnitte mit einer Gesamt-
länge von 600 Meter und 590 Be-
troff enen weisen einen NO2-Jahres-

mittelwert größer als 60 Mikrogramm 
pro Kubikmeter auf und liegen damit 
über dem Grenzwert zuzüglich der 
ab 2010 auch bei einer Fristverlänge-
rung einzuhaltenden Toleranzmarge. 
Für weitere etwa 96 Kilometer Haupt-
verkehrsstraßen mit 58.500 Anwoh-
nern wurden NO2-Konzentrationen 
von 36 bis 40 Mikrogramm pro Ku-
bikmeter berechnet. Für diese Ab-
schnitte kann aufgrund der Modellun-
sicherheit von etwa 10 Prozent eine 
Überschreitung des Jahresgrenzwer-
tes nicht ausgeschlossen werden. 
Die Modellunsicherheit wurde durch 
den Vergleich der modellierten und 
gemessenen NO2-Konzentrationen 
an den Messorten der Messcontainer 
und Passivsammler bestimmt. Der 
höchste Wert (circa 90 Mikrogramm 
pro Kubikmeter) wurde für die Leip-
ziger Straße zwischen Wilhelmstraße 
und Bundesrat berechnet.
Die Emissionen von Luftschadstoff en 

werden in Berlin bereits seit 1979 in 
regelmäßigen Abständen ermittelt 
und als Basis für Ausbreitungsrech-
nungen und Verursacheranalysen zur 
Luftreinhalteplanung genutzt. 

Die Quellen der Luftschadstoff -Emis-
sionen wurden in folgenden Quell-
gruppen zusammengefasst:
• Kfz-Verkehr,

• sonstiger Verkehr (Bahn-, Schiff s- 
und Flugverkehr),

• Industrie und Kraftwerke (geneh-
migungsbedürftige Anlagen),

• Gebäudeheizung und Kleinge-
werbe,

• Baustellen/Bautätigkeit,

• sonstige Quellen.

Für den in diesem Jahr vorgelegten 
Luftreinhalteplan wurde das Emissi-
onskataster für alle Quellgruppen re-
präsentativ für das Jahr 2015 erstellt, 
weil für dieses Jahr für alle Quellgrup-
pen ausreichend Daten vorlagen.

Seit 1989 konnten alle Emissionen 
stark reduziert werden, mit Rück-
gängen zwischen 73 % (Stickoxi-
de) und 96 % (Schwefeldioxid). Die 
Feinstaub-PM10-Emissionen sind in 
diesem Zeitraum um 86 % zurückge-
gangen.

(siehe Abbildungen auf der nächsten 
Seite)

  

  Abb.: Städtische Hintergrundkonzentrationen für Stickstoff dioxid     im
 Jahr 2015  (Quelle: SenUVK Berlin)  

  Abb.: Berechnete Jahresmittelwerte der Konzentration NO2 im
   Berliner Hauptverkehrsstraßennetz, Stand 2015 
 (Quelle: SenUVK Berlin)

Beurteilung der Luftqualität
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  Abb.: Emissionen in Berlin nach Emittentengruppen 1989   
   bis  2015 in Tonnen pro Jahr     (Quelle: SenUVK Berlin)  

Abb.: Fahrleistung und Emissionen des Straßenverkehrs nach Fahrzeug  
kategorien auf   Hauptverkehrsstraßen 2015 (AWAR = Partikel aus   Auf-
wirbelung und Abrieb;   Quelle: SenUVK Berlin)

  Abb.: Anteile einzelner Quellgruppen an der NOx-Emission in
 Berlin 2015    (Quelle: SenUVK Berlin)  

  Abb.: Anteile der Quellgruppen an den   PM10-Emissionen in 
   Berlin 2015    (Quelle: SenUVK Berlin)  

Aufgabe des Luftreinhalteplans ist 
es, alle Maßnahmen zu identifi zie-
ren und hinsichtlich ihrer Umsetzung 
zu sichern, die notwendig sind, um 
schnellstmöglich die Luftqualitäts-
grenzwerte der 39. BImSchV einzu-
halten. Dabei müssen gemäß § 47 
Abs. 4 BImSchG diese Maßnahmen 
verursachergerecht und verhältnis-
mäßig sein. 

Soweit Maßnahmen im Straßenver-
kehr erforderlich sind, müssen sie im 
Einvernehmen mit den zuständigen 
Straßenbau- und Straßenverkehrs-
behörden festgelegt werden.

Berlin baut seinen Luftreinhalteplan 
maßgeblich auf vier Pfeiler:

1. Saubere Fahrzeuge für Berlin - 
das Maßnahmenpaket dient der 
Realisierung der im Wirkungs-
szenario „Fahrzeugtechnik“ an-
genommen Emissionsminderun-
gen. Es umfasst die folgenden 
Maßnahmen:

• Nachrüstung und Neube-
schaff ung von Linienbussen 
mit Dieselmotor,

• Elektrobusse für die BVG,

• Saubere Kommunalfahrzeu-
ge,

• Sauberer öff entlicher Fuhr-
park,

• Unterstützung der Nachrüs-
tung von Fahrzeugen im Wirt-
schaftsverkehr,

• Wirtschaftsnahe Elektromobi-
lität,

• Ausbau der Ladeinfrastruktur 
für Elektrofahrzeuge,

• Förderung von Erdgasfahr-
zeugen,

• Emissionsminderung bei 
Stadtrundfahrtbussen,

• Informationskampagnen über 
Nachrüstung und alternative 
Antriebe.

Maßnahmen des Luftreinhalteplans
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2. Die Parkraumbewirtschaftung 
wird von bisher 40 Prozent auf 75 
Prozent der Innenstadt (innerhalb 
des S-Bahn-Rings) ausgewei-
tet. Parkraumbewirtschaftung ist 
eine gesamtstädtische, nicht nur 
örtlich wirkende Maßnahme zur 
Minderung von NO2.

3. Die Ausweitung von Strecken mit 
einer Höchstgeschwindigkeit von 
Tempo 30: Tempo 30 bedeutet 
im Stadtverkehr, dass sich die 
besonders schadstoffi  ntensiven 
Beschleunigungsvorgänge deut-
lich verringern und der Verkehr 
verstetigt wird. Für 33 Straßen 
mit 59 hochbelasteten Straßen-
abschnitten ist die Anordnung 
von Tempo 30 aus Gründen der 
Luftreinhaltung vorgesehen.

4. Durchfahrtverbote auf acht Stra-
ßen für alle Dieselfahrzeuge bis 
einschließlich Euro Norm 5/V. 
Die Länge der Durchfahrtver-
bote beträgt insgesamt 2,9 km. 
Dies entspricht 0,05 Prozent des 
gesamten 5.452 km langen Stra-
ßennetzes Berlins. Auf den Stre-
cken mit Durchfahrtbeschrän-
kung wird außerdem Tempo 30 
angeordnet, um die Luftbelas-
tung weiter zu verringern und den 
NO2-Grenzwert schnell einhalten 
zu können.

Das Berliner Verwaltungsgericht sieht 
in seinem Urteil vom 9. Oktober 2018 
streckenbezogene Fahrverbote für die 
aufgeführten Straßenabschnitte als 
zwingend erforderlich an. Es handelt 
sich dabei um Straßenabschnitte, bei 
denen in den ersten Modellrechnun-
gen für 2020 ein Fahrverbot allein für 
Diesel-Pkw mit Abgasstandards bis 
einschließlich Euro 5 für eine Grenz-
werteinhaltung (40 Mikrogramm pro 
Kubikmeter) nicht ausreicht. 

Ein fl ächenhaftes Fahrverbot für Die-
selfahrzeuge bis einschließlich Euro 
5/V in der gesamten Umweltzone ist 
dagegen nach Auff assung des Ge-
richts wegen der geringen Anzahl 
der betroff enen Straßenabschnitte 
unverhältnismäßig. Auch Fahrzeuge 
mit Ottomotor müssen aufgrund ihres 
geringen Beitrags zur NO2-Belastung 
an Straßen nicht berücksichtigt wer-
den.

Anlieger sind vom Durchfahrtverbot 
ausgenommen. Diese Regelung gilt 
für Anwohnerinnen und Anwohner 
ebenso wie für den Wirtschaftsver-
kehr (Handwerker, Pfl egedienste, 
Lieferdienste etc.). Mit Anliegen ist 
dann für den Wirtschaftsverkehr ge-
meint, dass der Aufnahme- oder Ab-
ladeort genau in der Durchfahrtsver-
botszone liegt. 

Im Luftreinhalteplan heißt es hierzu 
wörtlich: „Die Anordnung der Fahrver-
bote erfolgt auf der Grundlage von § 
40 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz mit dem Zeichen 251 StVO 
„Verbot für Kraftwagen“ und dem Zu-
satz: „Diesel bis Euro 5/V“. Um dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu genügen, werden die Fahrverbote 
mit dem Zusatzschild „Anlieger frei“ 
versehen. Es handelt sich somit um 
Durchfahrtverbote. Damit werden die 
besonderen Interessen von Anwoh-
nenden sowie des Liefer- und Hand-
werkerverkehrs berücksichtigt, ohne 
dass Einzelausnahmen erteilt wer-
den müssen. 

Bis Ende 2020 wird anhand der Ent-
wicklung der Luftqualität über eine 
Anpassung der Ausnahmeregelung 
„Anlieger frei“ entschieden. Sollte auf-
grund der Entwicklung der Luftquali-
tät bis Ende 2020 eine Anpassung 
notwendig sein, wird die Senatsver-
waltung für Wirtschaft, Energie und 
Betriebe im Vorfeld beteiligt.“

Darüber hinaus sieht der Luftrein-
halteplan weitere Maßnahmen u. a. 
in den Bereichen Mobilitätsmanage-
ment und Logistik, Fahrgastschiff -
fahrt, mobile und stationäre Maschi-
nen und Geräte, Wärmeversorgung 
sowie Raum- und Stadtplanung vor. 

Wer gegen das Fahrverbot verstößt, 
muss mit einem Bußgeld in Höhe 
von 25 Euro bis 75 Euro rechnen. 
Kontrollen werden stichprobenartig 
durchgeführt. Es ist jedoch davon 
auszugehen, dass nach Einführung 
der Fahrverbote mit erhöhten Kont-
rollen zu rechnen ist. Bei Redaktions-
schluss wurde davon ausgegangen, 
dass die Regelungen des beschlos-
senen Luftreinhalteplans im Oktober 
diesen Jahres in Kraft treten. 

Unter dem nachfolgenden Link fi nden 
die Leser der Zeitschrift die Presse-
mitteilung des Berliner Senats, den 
251 Seiten umfassenden Luftreinhal-
teplan sowie die Aufl istung der Stra-
ßen, auf denen aus Gründen der Luft-
reinhaltung auf Abschnitten Tempo 30 
angeordnet wird. 

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuel-
les/pressemitteilungen/2019/presse-
mitteilung.831262.php

Straßen, für die auf Straßenabschnitten Durchfahrtsverbote für Diesel-
fahrzeuge (einschließlich Euro Norm 5/EURO V) eingeführt werden:


